


Seit 2016 sit z t die fD im Landtag von

Baden-Wür t temberg. 17 der 154 Land-

tagsabgeordneten gehören der fD an.

Sie machen aus ihrer Verachtung von

Demokratie und Rechtsstaat kein Ge-

heimnis .

Wir alle können dazu beitragen,

dass die AfD ihre Sitze verliert .

Wir OMAS GEGEN RECHTS wollen

Menschenrechte für alle

„Die Würde des enschen ist unantast-

bar…“ lautet rtikel 1 des rundgesetzes.

Bei Kundgebungen, Parteitagen und auch

im Parlament verunglimpfen AfD-Politiker

Minderheiten und fordern, deren Rechte

einzuschränken.

Die fD hat im Bundestag beantragt,

die gleichgeschlechtliche he abzu-

schaffen. (1)

Die fD lehnt gemeinsamen Unterricht

von Kindern mit und ohne Behinder-

ungen ab. (2)

Die fD will das sylrecht drastisch
einschränken. (3)

Soziale Gerechtigkeit

In ihrem Bundestagswahlprogramm
versprach die AfD Steuersenkungen (4).
Davon würden vor allem die Reichsten
profitieren. Das Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung in Mannheim hat
berechnet (5):

ine Alleinverdiener-Familie mit
zwei Kindern und einem Jahresein-
kommen von 180.000 Euro brutto
hätte nach den fD-Plänen 19.185 Euro
jährlich mehr zur Verfügung.

Eine Alleinverdiener-Familie mit zwei
Kindern und einem Jahreseinkommen
von 40.000 Euro brutto hätte pro Jahr
443 Euro weniger als bisher.

Das Bürgergeld will die fD kürzen,
Sozialwohnungen abschaffen.

Innere Sicherheit

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat
die AfD im Mai 2025 als „gesichert rechts-
extremistisch“ eingestuft.

Die Partei klagt dagegen – bis eine ntschei-
dung gefallen ist, wird sie weiter als Ver-
dachtsfall behandelt (6).

Hass und Hetze führen nachweislich

zu immer mehr rechtsextremer

Gewalt.

Im vergangenen Jahr hat das Bundes-

kriminalamt 1488 rechtsextremistische
Gewalttaten registriert, 17 Prozent
mehr als 2023.

Die Zahl der rechtsextremistischen

Straftaten in Deutschland insgesamt

stieg um 48 Prozent auf 42.788. Das

sind 117 pro Tag (7).

Eine lebenswerte Umwelt

Die AfD leugnet den menschengemach-
ten Klimawandel. Sie hat im Juli 2025 im
Bundestag beantragt, die Gesetze zum

Klimaschutz abzuschaffen und die inter-
nationalen Vereinbarungen aufzukün-
digen (8).

Sie will zurück zur Kernenergie.

Sie lehnt erneuerbare nergien ab.

Sie will Investitionen in den Klima-

schutz streichen.



Unverbindliche Layoutansicht

(nur für die inschätzung der Farbwirkung,
die Inhalte wurden nachträglich nochmals bearbeitet,
verbindllich sind die ersten zwei Seiten des Dokuments)
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